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Geſetz-Sammlung 
für die a 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


(Nr. 5476.) Vertrag zwiſchen Preußen und dem Großherzogthum Luxemburg wegen Rege⸗ 
lung der auf die Eiſenbahn von Saarbruͤcken und Trier nach Luxemburg 
bezuͤglichen Verhaͤltniſſe. Vom 16. September 1861. 


Nachdem Seine Majeſtaͤt der König von Preußen und Seine Majeſtaͤt der 
König der Niederlande, Großherzog von Luxemburg, von dem Wunſche geleitet, 
Ihren Unterthanen die Vortheile zu ſichern, welche aus einer Eiſenbahnverbin⸗ 
dung zwiſchen beiden Staaten hervorgehen werden, in Ihren Gebieten eine 
Eiſenbahn von Saarbruͤcken im Saarthal entlang, und von Trier das Moſel⸗ 
thal hinauf, und beziehungsweiſe entgegenkommend von der Stadt Luxemburg 
bis zur Preußiſch⸗Luxemburgiſchen Landesgrenze haben herſtellen laſſen, welche 
dieſe Grenze zwiſchen Igel und Waſſerbillig uͤberſchreitet, ſich auf der einen 
Seite an die Eiſenbahn von Saarbruͤcken nach Bingerbruͤck, und auf der an⸗ 
deren an die von Luxemburg nach Arlon und Metz anſchließt, ſind Behufs 


Abſchließung eines, die Verhaͤltniſſe dieſer Eiſenbahnverbindung regelnden Ver⸗ 


trages zu Bevollmaͤchtigten ernannt worden: d 


1) von Seiten Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen: 
Allerhoͤchſtihr Geheimer Regierungsrath Arnold Albert Maybach; 


2) von Seiten Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs der Niederlande, 


Großherzogs von Luxemburg: s 
Allerhoͤchſtihr Regierungskommiſſar für die Eiſenbahnen Wilhelm 
Auguſtin. 5 


Dieſelben ſind nach geſchehener Mittheilung und gegenſeitiger Anerkennung 
ihrer Allerhoͤchſten Vollmachten unter dem Vorbehalte der Ratifikation uͤber 
folgende Punkte uͤbereingekommen: 
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Artikel 1. 


Ruͤckſichtlich des Anſchlußpunktes beider Bahnen, ſowie der Verbindung 
derſelben im Planum und im Profil, desgleichen ruͤckſichtlich des Baues der 
Bruͤcke uͤber den Sauerfluß hat es bei der unterm 31. Mai 1859. getroffenen 
Vereinbarung ſein Bewenden. . 

Alle anderen, die Speziallinie der Bahn, ſowie die Wahl der Stations⸗ 
orte im Innern eines jeden Gebietes betreffenden Beſtimmungen bleiben einem 
jeden der vertragſchließenden Theile vorbehalten. 


Artikel 2. 


Es bewendet bei der in beiden Gebieten auf vier Fuß acht und einen 
halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen angenommenen 
Spurweite. 

Auch im Uebrigen ſollen die fraglichen Eiſenbahnen mit ihrem Zubehoͤr 
und Transportmaterial ſtets ſo beſchaffen ſein, daß die Lokomotiven und Wagen 
nicht nur einzeln, ſondern auch in ganzen Zuͤgen von einer Bahn zur anderen 
direkt uͤbergehen koͤnnen. 

Die kontrahirenden hohen Regierungen werden dahin wirken, daß der di⸗ 
rekte Verkehr von einer Bahn zur anderen moͤglichſt erleichtert wird. 


Artikel 3. 


Die Grunderwerbungen und die Kunſtbauwerke find ſogleich für ein Dop⸗ 8 
pelgeleis bewirkt und ausgefuͤhrt, die Herſtellung des zweiten Geleiſes kann 
aber bis dahin ausgeſetzt bleiben, daß das Beduͤrfniß dazu von den betreffen⸗ 
den Regierungen anerkannt wird. ö 5 f 


Artikel 4. 


In Ermangelung anderweiter Vereinbarung ſoll der Betriebswechſel auf 
dem bei Waſſerbillig errichteten Bahnhofe ſtatkfinden. Die Luxemburgiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft wird fuͤr dieſen Zweck der Preußiſchen Eiſenbahnverwal⸗ 


tung auf deren Erfordern in dieſem Bahnhofe die zum geregelten Betriebe, 


zur Unterbringung der Lokomotiven und Waggons, desgleichen des Dienſtperſo⸗ 
nals erforderlichen Lokalitaͤten einräumen und beziehungsweiſe herſtellen. Die 
Strecke von der Grenze bis einſchließlich des mitzubenutzenden Bahnhofs Waſſer⸗ 
billig wird alsdann der Königlich Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung zur ſelbſt⸗ 
ſtaͤndigen Benutzung uͤberlaſſen. f f 8 
Die Regelung der auf den Betriebswechſel, wie auf die Benutzung der 
der Luxemburgiſchen Eiſenbahngeſellſchaft gehörigen Anlagen durch die Koͤniglich 
Preußiſche Eiſenbahnverwaltung bezuͤglichen Detailfragen und der in Folge 
dieſes Verhaͤltniſſes zu entrichtenden Verguͤtungen wird einem beſonderen Ueber⸗ 
einkommen vorbehalten. 8 8 
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Sofern es im Intereſſe des Verkehrs und des Bahnbetriebes für ange⸗ 
meſſen erachtet wird, die Luxemburgiſchen Zuͤge vollſtaͤndig bis zu dem Knoten⸗ 
punkte der Saarbruͤcken⸗Trierer Eiſenbahn oder aber die Preußiſchen Zuͤge uͤber 
Waſſerbillig hinaus durchgehen zu laſſen, erfolgt die Regelung der hierauf be⸗ 
zuͤglichen Verhaͤltniſſe durch ein beſonderes Uebereinkommen. 


Artikel 5. 
Es ſoll fuͤr die Signale und alle Einzelnheiten des Betriebes auf der 


gemäß Artikel 4. zu beſtimmenden Wechfelftation von den Verwaltungen der 


beiden Eiſenbahnen unter Genehmigung der betreffenden Landesbehoͤrden ein 
gleichfoͤrmiges Reglement vereinbart werden. i 


Mit Ruͤckſicht auf die Beſtimmungen im vorgedachten Artikel iſt man 
in Anſehung der Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, daruͤber einverſtan⸗ 
den, daß die von einer der kontrahirenden Regierungen veranlaßte Pruͤfung 
genuͤgt, um dieſelben auch im Gebiete des anderen Staates zuzulaſſen. 


Artikel 6, 


Diejenigen Bedienſteten, welche bei Ausfuͤhrung des Artikels 4. von 
einer Eiſenbahnverwaltung im Gebiete der anderen hohen Regierung angeſtellt 
werden moͤchten, ſcheiden dadurch nicht aus ihrem Unterthanenverbande, ſind auch 
ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung ruͤckſichtlich ihrer Disziplin nur der 
Anſtellungsbehoͤrde, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behoͤrden des Ortes, 
in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. i 


Artikel 7. 


Die beiden Regierungen werden dafuͤr Sorge tragen, daß die Fahrten 
auf der Saarbruͤcken⸗Trier⸗Luxemburger Eiſenbahn dem Beduͤrfniſſe des Ver⸗ 
kehrs entſprechend eingerichtet werden. Taͤglich ſollen in beiden Richtungen 
mindeſtens zwei Zuge mit Perſonenbefoͤrderung verkehren, um den thunlichſten 
Anſchluß, einerſeits an die Hauptzuͤge der in Luxemburg anſchließenden Bahnen, 
andererſeits an die Zuͤge zwiſchen Trier beziehungsweiſe Saarbruͤcken und 
Bingerbruͤck zu vermitteln. N . 


Artikel 8. 


Es wird einen Gegenſtand angelegentlicher Sorge der beiden Regierungen 
bilden, daß zur Befoͤrderung der beiderſeitigen Verkehrsintereſſen der Tarif fuͤr 
Perſonen und Güter, insbeſondere fuͤr Kohlen, Koaks und Erze zwiſchen den 
Stationen der ganzen Saarbruͤcker Staatsbahn und denjenigen der Luxem⸗ 
burger Eiſenbahnen moͤglichſt niedrig geſtellt werde. Es ſoll nach Kraͤften 
dahin gewirkt werden, daß die Tarife auf der Linie von Luxemburg zur Preußi⸗ 
ſchen Grenze nach Perſon reſp. Zentner und Meile niemals hoͤher geſtellt wer⸗ 
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den, als die Tarife auf den Bahnſtrecken von Luxemburg nach Arlon und nach 
der Franzöſiſchen Grenze. ö 

Beide hohen kontrahirenden Regierungen uͤbernehmen, jede fuͤr ihr Gebiet, 
die Gewaͤhr dafuͤr, daß jede Befoͤrderung auf allen vorgedachten Bahnen — 
auch im Tranſitverkehr — nur nach den publizirten Tarifen ausgefuͤhrt werde. 


Sie werden dahin zu wirken ſuchen, daß die Transporte — unbeſchadet einer 


anderweiten freien Dispoſition der Verſender — natur emaͤß auf dem kuͤrzeſten 
reſp. billigſten Wege nach ihrem Beſtimmungsorte befoͤrdert werden. 5 


Artikel 9. 


Es ſoll bei der Benutzung der im vorſtehenden Artikel gedachten Eiſen⸗ 
bahnen, ſowohl in Betreff der Befoͤrderungspreiſe, als der Zeit der Abfertigung 
zwiſchen den Bewohnern der beiden Staaten kein Unterſchied gemacht, nament⸗ 
lich ſollen die aus dem Gebiete eines Staates in das Gebiet des anderen 
Staates übergehenden Transporte in Beziehung auf die Abfertigung, wie ruͤck⸗ 
ſichtlich der Befoͤrderungspreiſe nicht weniger guͤnſtig behandelt werden, als die 
aus dem betreffenden Staate abgehenden oder darin verbleibenden Transporte. 


Artikel 10. 


Beide Regierungen ſind daruͤber einverſtanden, daß die wegen Hand⸗ 
habung der Paß⸗ und Fremdenpolizei bei Reiſen mittelſt der Eiſenbahn theils 
ſchon beſtehenden, theils noch zu verabredenden Beſtimmungen auch auf die hier 
in Rede ſtehenden Eiſenbahnen Anwendung finden ſollen. 


Artikel 11. 


Die hohen vertragenden Theile werden in Betreff der beſonderen Ver⸗ 
aͤnderungen, welche die neue Verbindung in dem Betriebe der Poſten und Te⸗ 
legraphen herbeifuͤhren wird, eine naͤhere Vereinbarung treffen. i 


Artikel 12. 


St Hinſichtlich der a de der Bahnſtrecke von Saarbruͤcken reſp. Trier 
bis Luxemburg zu Zwecken der Militairverwaltung iſt man uͤber folgende Punkte 
uͤbereingekommen: 8 5 

1) Fuͤr alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
für Rechnung der Königlich. Preußiſchen oder Großherzoglich Luxem⸗ 


burgiſchen Militairverwaltung bewirkt werden, wird den beiderſeitigen 


Militairverwaltungen hinſichtlich der Befoͤrderungspreiſe völlige Gleich⸗ 
ſtellung zugeſichert. 


2) Wenn in Folge etwaiger Bundesbeſchluͤſſe oder anderer außerordentliche 


Umftände auf Anordnung der Königlich Preußiſchen oder der Großherzog⸗ 
lich Luxemburgiſchen Regierung größere Truppenbewegungen auf der 


mehr⸗ 


est 


mehrgedachten Eiſenbahn ftattfinden follten, fo liegt den Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen die Verpflichtung ob, fuͤr dieſe und fuͤr Sendungen von 
Waffen, Kriegs⸗ und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſowie von Militaireffekten 
jeglicher Art, inſoweit ſolche Sendungen zur Befoͤrderung auf Eiſen⸗ 
bahnen uͤberhaupt geeignet find, noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahr⸗ 
ten einzurichten und fuͤr dergleichen Transporte alle Transportmittel, die 
der ungeſtoͤrt fortzufeßende regelmaͤßige Dienſt nicht in Anſpruch nimmt, 
zu verwenden und foweit thunlich, hierzu in Stand zu ſetzen. Die Lei⸗ 
tung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem Dienſtperſonal 
der betreffenden Eiſenbahnverwaltung uͤberlaſſen, deſſen Anordnungen 
waͤhrend der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. 5 


Hinſichtlich des an die Eiſenbahnverwaltungen zu entrichtenden Fahr: 
geldes tritt wie unter 1. Gleichſtellung der beiderſeitigen Militairverwaltungen ein. 


Artikel 13. 


In allen Faͤllen, in welchen die Eiſenbahnverwaltungen des einen und 
des anderen Staates uͤber die verſchiedenen in dem gegenwaͤrtigen Vertrage 
vorgeſehenen Punkte und uͤberhaupt uͤber die den Zuſammenhang des Betriebes 
zwiſchen beiden Eiſenbahnen und das Gedeihen des Tranſitverkehrs ſichernden 
Mittel ſich nicht ſollten einigen koͤnnen, werden die Regierungen vermittelnd ein⸗ 
treten, und ſich uͤber alle zu ergreifende Maaßregeln verſtaͤndigen. Zu dem 
Ende werden die beiden hohen kontrahirenden Regierungen beſtaͤndige Kom⸗ 
miſſarien ernennen, welche gegenſeitig ins Benehmen zu treten haben. 


Artikel 14. 


a Der gegenwaͤrtige Vertrag wird den hohen kontrahirenden Regierungen 
alsbald zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt und die Auswechſelung 
der darüber auszufertigenden Ratifikations-Urkunden ſpaͤteſtens innerhalb vier 
Wochen, vom Tage der Unterzeichnung ab gerechnet, in Berlin bewirkt werden. 


Zu Urkunde deſſen haben die Bevollmaͤchtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. 


So geſchehen Berlie, den 16. September 1861. 
Arnold Albert Maybach. G. Auguſtin. 
5 (L. S.) (L. S.) 


Der vorſtehende Vertrag iſt ratifizirt, und die Auswechſelung der Rati⸗ 
fikations⸗Urkunden zu Berlin bewirkt worden. N 
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(Nr. 5477.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Dezember 1861., betreffend die Erweiterung und 
re Abänderung des Revidirten Reglements der Weſtphaͤliſchen Provinzial⸗ 
Feuerſozietaͤt vom 26. September 1859. e 


Ai Ihren Bericht vom 12. Dezember d. J. genehmige Ich, in Beruͤckſich⸗ 
tigung der Antraͤge der Staͤnde der Provinz Weſtphalen wegen Ausdehnung 
des Geſchaͤftskreiſes der Provinzial-Feuerſozietaͤt auf die Mobiliarverſicherung 
und Geſtattung einer freieren Bewegung in der Geſchaͤftsverwaltung, folgende 
Zuſaͤtze zum Reoidirten Reglement der Weſwphaͤliſchen Provinzial-Feuerſozietaͤt 
vom 26. September 1859. (Geſetz Sammlung S. 477. ff.). 


Gele 
I. Mobiliarverſicherung. 


Die Provinzial⸗Feuerſozietaͤt erhält das Recht, vom 1. Januar 1863. 
anfangend, bewegliche Sachen aller Art, welche ſich in den bei ihr verſicherten 
Gebaͤuden oder auf den zugehoͤrigen Hofraͤumen befinden, bei Erndteverſicherun⸗ 
gen auch die Diemen, zu verſichern. 


H. 2. 


Die der Sozietät für die Gebaͤudeverſicherung zuſtehende Stempel⸗, Spor⸗ 
tel⸗ und Portofreiheit ($$. 2. und 3. des Reglements vom 26. September 1859.), 
ſowie die Befugniß zur exekutiven Einziehung der Beiträge (F. 29. a. a. O.) 
finden auf die Mobiliarverſicherung keine Anwendung. 


H. 3 


Die Verwaltung dieſes Geſchaͤftszweiges erfolgt, unter Beachtung des 
Geſetzes vom 8. Mai 1837. über das Mobiliar⸗Feuerverſicherungsweſen, durch 
die Sozietaͤtsdirektion und die von ihr in der Provinz nach Bedarf anzuſtellen⸗ 
den Geſchaͤftsfuͤhrer. Ein Recht zur Benutzung der Staats⸗ oder Gemeinde⸗ 
Beamten findet nicht ſtatt. 


H. 4. 


Antraͤge auf Mobiliarverſicherung ſind, auf den von der Direktion vor⸗ 
geſchriebenen Formularen zwiefach ausgefertigt, zunaͤchſt der Orts⸗Polizeibehoͤrde 
einzureichen, vonfdieſer gemäß §. 14. des Geſetzes vom 8. Mai 1837. zu pruͤ⸗ 
fen und, wenn in polizeilicher Hinſicht keine Bedenken entgegenſtehen, in einem 
befcheinigten Exemplare dem betreffenden Geſchaͤftsfuͤhrer, beziehungsweiſe der 
Direktion portopflichtig zuzuſtellen. i 


Ss 


$..d, ' 


Ueber Annahme oder Ablehnung der Verſicherungen beſtimmt die Direk⸗ 
tion lediglich nach eigenem Ermeſſen. 


F. 6. 


Die Sozietät leiſtet bei den Mobilien für alle diejenigen Schäden Erſatz, 
welche fie reglementsmaͤßig bei den Gebäuden zu verguͤten hat (SS. 68. bis 
76. des Reglements); außerdem erſetzt ſie auch den Schaden, welcher an den 
verſicherten Gegenſtaͤnden bei Gelegenheit eines Brandes durch nothwendiges 
Ausraͤumen oder durch Abhandenkommen entſteht. 


$. 7. 


Die in den $$. 28. 31. bis 38. des Reglements enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen finden auch auf die Mobiliarverſicherung Anwendung. Die Mobilien kom⸗ 
men jedesmal in die Klaſſe und Abtheilung derjenigen Gebaͤude, in denen ſie 
ſich befinden. Diemen kommen in die IV. Klaſſe. 


i 9. 8. 


Die naͤheren Bedingungen, unter welchen die Sozietaͤt die Verſicherung 
der Mobilien gewährt, werden ebenſo, wie der Beitragstarif, auf Vorſchlag 
der Direktion durch die ſtaͤndiſche Kommiſſion ($. 10.) mit Genehmigung des 
Oberpraͤſidenten feſtgeſetzt und durch die Amtsblaͤtter bekannt gemacht. 5 


H. 9. 


Die zur Ausfuͤhrung vorſtehender Beſtimmungen nothwendigen geſchaͤft⸗ 
lichen Inſtruktionen werden von der Direktion mit Genehmigung des Oberpraͤ⸗ 
ſidenten erlaſſen. : 


$. 10. 
II. Geſchaͤftsverwaltung. 


Vom Provinziallandtage wird eine aus neun Mitgliedern beſtehende Kom⸗ 
miſſion jedesmal fuͤr die Zeit bis zum naͤchſten ordentlichen Landtage gewaͤhlt, 
welcher, außer den im $. 8. beigelegten Befugniſſen, noch folgende zuftehen: N 

1) Abaͤnderungen des Tarifs und der Geſchaͤftsfuͤhrung (Abſchnitt E. und 

K. des Reglements vom 26. September 1859.) zu beſchließen, wenn das 

Beduͤrfniß ſolche nothwendig macht; 


Gr. 5477. 2) über 


2) über die zinsbare Anlegung der Ueberſchuͤſſe und entbehrlichen Beſtaͤnde 
der Sozietaͤtskaſſe zu beſtimmen; 


3) uͤber die Anſtellung und Beſoldung von Beamten, ſowie uͤber die Re⸗ 
munerirung der Geſchaͤftsfuͤhrer (F. 3.) vorlaͤufig bis zum Zuſammentritt 
des nächften Provinziallandtages die nöthigen Anordnungen zu treffen. 


$. 11. 


Die Kommiſſion wird zuſammenberufen durch den Oberpraͤſidenten und 
beraͤth unter dem Vorſitze deſſelben, oder eines von ihm zu beſtimmenden Mit⸗ 
gliedes, mit Zuziehung des Direktors. ö 


§. 12. 


Beſchlußfaͤhig iſt die Kommiſſion, wenn ſechs Mitglieder anweſend ſind; 
bei Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 


H. 18. 


Alle Beſchluͤſſe der Kommiſſion beduͤrfen der Genehmigung des Ober⸗ 
praͤſidenten. - 

Gegenwaͤrtiger Erlaß ift durch die Gefeb- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 16. Dezember 1861. 


Wilhelm. 


Gr. v. Schwerin. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


